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BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
IV Invalidenversicherung
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
EVG Eidgenössisches Versicherungsgericht
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
SMUV Gewerkschaft Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen (urspr.

Schweizerischer Metall- und Uhrenarbeiterverband)

OFAS Office fédéral des assurances sociales
AI Assurance-invalidité
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
TFA Tribunal fédéral des assurances
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
FTMH Syndicat de l'industrie, de la construction et des services (initialement

Fédération suisse des travailleurs de la métallurgie et de l'horlogerie)

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Das Bundesgericht gab zwei Beschwerden der Gewerkschaften gegen vom Biga erteilte
Sonderbewilligungen für Sonntagsarbeit ganz oder zumindest in wichtigen Punkten
statt. Im Fall einer Spinnerei in Murg (SG) erachteten die Lausanner Richter die für die
Einführung von Nacht- und Sonntagsarbeit geltend gemachten wirtschaftlichen
Überlegungen als unzureichend und hob die Bewilligung auf. Einem Hersteller von
Mikrochips in Marin (NE) gestand das Bundesgericht zwar zu, dass eine
ununterbrochene siebentägige Produktionsweise technisch und ökonomisch
unentbehrlich sei, doch verweigerte sie ihm den sonntäglichen Einsatz von Frauen, da
die Herstellung integrierter Schaltungen keine frauenspezifische Arbeit darstelle und
die Frau im Arbeitsgesetz gerade deshalb einen besonderen Schutz geniessen müsse,
weil ihr nach traditionellem Rollenverständnis im Familienleben eine besondere
Funktion zukomme. Die Richter anerkannten zwar, dass hier ein Widerspruch zum
Gleichheitsartikel der Bundesverfassung bestehe, argumentierten aber, dass in diesem
Bereich eine Berufung auf Art. 4 Abs. 2 BV erst dann.zulässig wäre, wenn alle
Ungleichheiten zwischen Mann und Frau, insbesondere die Lohndifferenzen, beseitigt
wären. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.12.1990
MARIANNE BENTELI

Das Volkswirtschaftsdepartement des Kantons Solothurn hob eine befristete
Bewilligung für die Nachtarbeit von Frauen bei einer Grenchner Uhrenfabrik wieder
auf. Die Gewerkschaft SMUV hatte die Bewilligung mit einer Beschwerde beim
Solothurner Verwaltungsgericht angefochten und dabei die Unterstützung des Biga
gefunden. Der Bundesrat hatte sogar nicht ausgeschlossen, zum Schutz des noch
geltenden Nachtarbeitsverbotes das Bundesgericht anzurufen, falls das Solothurner
Verwaltungsgericht der Beschwerde des SMUV nicht stattgeben sollte. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.03.1992
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht fällte bezüglich der Überstundenregelung einen
Grundsatzentscheid. Gemäss Arbeitsgesetz Art. 13 muss Überzeit generell mit 25%
Lohnzuschlag entschädigt werden. Bei gewissen Berufskategorien (Büropersonal und
technische Angestellte) gilt dies erst, wenn die Überzeit 60 Stunden pro Kalenderjahr
übersteigt; im gegenseitigen Einverständnis kann die Überzeit auch durch Freizeit von
gleicher Dauer ausgeglichen werden. Nicht zulässig ist hingegen, in einem
Arbeitsvertrag die Entschädigung für Überzeit ganz oder teilweise auszuschliessen. Das
Bundesgericht stützte mit seinem Entscheid den Entschädigungsanspruch einer
Arbeitnehmerin, in deren Arbeitsvertrag Überstunden als unvermeidlich und im Lohn
inbegriffen bezeichnet worden waren. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.08.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im August 2019 veröffentlichte das Bundesgericht schliesslich seine Urteile zu den drei
offenen Beschwerden des Referendumskomitees bezüglich des Abstimmungskampfes
gegen die Überwachung von Versicherten. Das Komitee hatte im Juli 2018 gegen je ein
Dokument auf der Webseite des BSV und der Suva Abstimmungsbeschwerde an den
Regierungsrat des Kantons Zürichs eingereicht und die Entfernung der Dokumente
respektive die Feststellung, dass es sich dabei um irreführende Informationen handle,
oder die Möglichkeit zu einer Stellungnahme im Dokument gefordert. Im September
2018 erhob das Komitee eine zweite Abstimmungsbeschwerde gegen das
Bundesbüchlein mit der Forderung, verschiedene Textpassagen und Tabellen zu ändern
oder zu streichen. Nach der Abstimmung im November 2018 folgte eine weitere
Abstimmungsbeschwerde mit der Forderung, das Abstimmungsergebnis aufzuheben.
Der Zürcher Regierungsrat ging auf keine der drei Beschwerden ein mit der
Begründung, die gerügten Punkte hätten kantonsübergreifende Auswirkungen, worauf
das Referendumskomitee alle drei Beschwerden ans Bundesgericht weiterzog. Dieses
vereinigte die drei Beschwerden und stellte im August 2019 fest, dass auf die zweite

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 08.08.2019
ANJA HEIDELBERGER
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und dritte Beschwerde nicht einzutreten sei. Die bundesrätlichen
Abstimmungserläuterungen seien nicht direkt anfechtbar und einen Einfluss auf die
allgemeine Informationslage im Vorfeld einer eidgenössischen Volksabstimmung – die
anfechtbar wäre – habe das Komitee nicht genügend dargelegt.
Bezüglich der ersten Abstimmungsbeschwerde, auf die es eingetreten war, stellte das
Bundesgericht fest, dass das BSV im kritisierten Dokument «die interessierten
Stimmberechtigten in sachlich gehaltener Form und Sprache über die neuen
Bestimmungen des ATSG orientiert» habe. Als Teil einer umfangreicheren
Dokumentation des BSV zur Revision des ATSG müsse dieses nicht vollständig sein –
auch wenn die übrigen Dokumente erst später, für das Gericht allerdings noch früh
genug, auf der Internetseite des BSV publiziert worden seien. Auch der Suva sprach das
Bundesgericht die Berechtigung zu, im Vorfeld der Abstimmung Stellung zu beziehen,
da sie durch die Abstimmung besonders betroffen sei. Zwar missfiel auch dem
Bundesgericht der Titel des Dokuments der Suva «Faktencheck zum
Observationsgesetz», da dieser den Eindruck rechtlich gesicherter Fakten erwecke –
insbesondere wenn Prognosen über die Anwendung der neuen Gesetzesartikel im Text
als «richtig» oder «falsch» bezeichnet würden. Die Aussagen seien aber nicht
«eindeutig faktenwidrig», zudem müsse die Suva als betroffenes Unternehmen nicht
politisch neutral sein. Abschliessend hielt das Gericht die Möglichkeit, dass die
Abstimmung ohne den entsprechenden Mangel anders ausgefallen wäre, aufgrund der
Deutlichkeit des Ergebnisses nicht für plausibel. Damit wies es die letzte der drei
Abstimmungsbeschwerden ab. 
In der Folge setzte der Bundesrat das Gesetz und die Verordnung mit einem Monat
Verspätung per 1. Oktober 2019 in Kraft. 4

Invalidenversicherung (IV)

Bereits im Juli 2015 hatte der Bundesrat in Beantwortung eines Postulats einen Bericht
vorgelegt, in dem er einen „Optimierungsbedarf" bei der Bemessung von IV-Renten für
Personen, die zuvor in einem Teilzeitpensum arbeiteten, ausmachte. Zum
überwiegenden Teil sind davon Frauen betroffen. Im Februar 2016 fällte der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ein Urteil zur IV-Berechnung bei
Teilzeitangestellten und rügte die gängige Praxis als diskriminierend gegenüber Frauen.
Beschwerde eingereicht hatte eine Mutter mit einem Rückenleiden, deren
Invaliditätsgrad nach der Geburt ihrer zwei Kinder gesenkt worden war, was in einem
Verlust der Rente resultierte. Die IV hatte die so genannte gemischte Methode zur
Berechnung angewandt, die für Teilzeit erwerbstätige Personen mit Haushaltspflichten
gilt und die Arbeitsfähigkeit im Beruf und bei der Hausarbeit separat berücksichtigt.
Der so berechnete Invaliditätsgrad wird jedoch nur entsprechend dem Teilzeitpensum
berücksichtigt, womit es zu einer doppelten Gewichtung des Teilpensums kommt und
der resultierende Invaliditätsgrad oft unter den minimalen 40% für eine Teilrente liegt.
Entsprechende Fälle sind gemäss Aussage der Behindertenorganisation Procap häufig.
Das Bundesgericht hatte dazugehörige Entscheide wiederholt mit dem Argument
gestützt, nicht nur invalide, sondern auch gesunde Menschen würden nach der Geburt
von Kindern Einkommenseinbussen erleiden, wenn sie ihre Erwerbstätigkeit
einschränken oder aufgeben – diese gesellschaftliche Realität auszugleichen, sei nicht
Aufgabe der IV, auch wenn davon primär Frauen betroffen sind. Die Teilzeitarbeit
komme einem freiwilligen Verzicht auf einen Teil des Lohns gleich, womit auch
Einbussen bei den Sozialversicherungen verbunden sind. Das Strassburger Gericht
dagegen urteilte, es liege klar eine Diskriminierung vor, die Betroffenen würden in
ihrem Recht auf Familienleben beeinträchtigt. Die gemischte Methode betreffe – dies
gemäss Angaben des Bundesrates – zu 98% Frauen. Sie benachteilige damit einen
grossen Teil der Mütter, die nach der Geburt eines Kindes ihre Erwerbstätigkeit
reduzieren, und sei nicht mehr zeitgemäss. Trotz des knappen Entscheids des Gerichts
von vier zu drei Stimmen wird dem Urteil eine Signalwirkung zugeschrieben. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.02.2016
FLAVIA CARONI

Nachdem die Kleine Kammer des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte die
Schweiz im Februar 2016 wegen ihrer Praxis der Invaliditätsbeurteilung bei
Teilzeitangestellten gerügt hatte, wurde ein Weiterzug an die Grosse Kammer
abgelehnt, womit das Urteil gültig ist und umgesetzt werden muss. Gemäss der Anwältin
der erfolgreichen Beschwerdeführerin wäre eine Änderung der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung für eine Anpassung der Berechnungspraxis ausreichend. Der
Bundesrat blieb jedoch bei seiner früheren Haltung, eine Berechnung auf Basis einer
hypothetischen vollen Erwerbstätigkeit würde zu einer Ausweitung der Deckung der IV

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.10.2016
FLAVIA CARONI
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führen und Mehrkosten im Rahmen von jährlich CHF 35 bis 40 Mio. verursachen,
weshalb man an der gemischten Methode grundsätzlich festhalten und lediglich kleine
Änderungen vornehmen wolle. Dies schrieb er auch in einem Rundschreiben an die IV-
Stellen Ende Oktober. In ähnlich gelagerten Fällen wie jenem der Beschwerdeführerin
solle die umstrittene gemischte Methode dagegen nicht mehr angewandt werden.
Davon betroffen sind Rentenbezügerinnen oder -bezüger, die aus familiären Gründen
ihr Arbeitspensum reduzieren – dies soll nicht mehr zu einer Neubeurteilung der
Invalidität führen und die betroffene Person entsprechend den bisherigen Status
behalten. Am 20. Dezember 2016 entschied das Bundesgericht über das
Revisionsgesuch der Beschwerdeführerin und bestätigte darin die soeben
beschriebene Übergangsregelung. Bei Personen, die aus anderen Gründen als der
Betreuung von Kindern im entsprechenden Alter Teilzeit arbeiten, wird der
Invaliditätsgrad somit weiterhin mit der gemischten Methode berechnet. 6

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Das Eidg. Versicherungsgericht hob zwei Bestimmungen der
Arbeitslosenversicherungsverordnung über die Vermittlungsfähigkeit von
Teilzeitbeschäftigten als gesetzeswidrig auf. Laut EVG gilt eine versicherte Person auch
dann als vermittlungsfähig und hat somit ein Recht auf Arbeitslosenentschädigung,
wenn sie bereit ist, eine Beschäftigung von mindestens 20% einer Vollbeschäftigung
anzunehmen, statt der von der Verordnung vorgeschrieben 50%. Zudem dürfen einer
vor der Arbeitslosigkeit teilzeitbeschäftigten Person die Leistungen nicht verwehrt
werden, wenn sie sich weigert, eine volle Stelle anzunehmen. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 26.01.1990
MARIANNE BENTELI

Das Eidgenössische Versicherungsgericht pfiff die kantonalen Arbeitslosenkassen
zurück, welche in letzter Zeit tendenziell jede falsche Angabe der arbeitslosen
Versicherten ihnen gegenüber als "grobes Verschulden" werteten und damit mit der
höchstmöglichen Streichung von Taggeldern ahndeten. 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.07.1997
MARIANNE BENTELI

1) Presse vom 29.9.90.
2) SGT, 29.2.92; Presse vom 3.3. und 6.3.92; Bund, 4.3.92. Siehe dazu auch die Stellungnahme des BR in Amtl. Bull. NR, 1992,
S. 1257 f. und 2536 ff.
3) Presse vom 10.8.00.30
4) Medienmitteilung BSV vom 30.8.19; Urteil des Bundesgerichts vom 8.8.19
5) TA, 7.9.15; NZZ, SGT, TA, 3.2.16; BZ, 19.7.16
6) IV-Rundschreiben Nr. 355; NZZ, 2.11., 30.12.16
7) JdG und NZZ, 26.1.90.
8) TA, 25.7.97.
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